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Manche Leute haben nichts weiter von ihrem Vermögen, 
als die Furcht es zu verlieren. 
Antoine de Rivarol; 1753 – 1801, französischer Schriftsteller 

 

Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
Rückzahlungsklauseln – Differenzierung zwischen 

Kündigungsgründen 

In einem vom Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall war in einer 

vertraglich vereinbarten Rückzahlungsklausel u.a. Folgendes verein-

bart: Der vom Ausbildenden bezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus 

der Studienzulage, dem Studienentgelt, den Studiengebühren sowie 

den notwendigen Fahrt- und Unterkunftskosten beim Besuch einer 

auswärtigen Hochschule, ist von den Studierenden oder den ehe-

mals Studierenden zurückzuerstatten: ... b) bei Beendigung des aus-

bildungsintegrierten dualen Studiums durch Kündigung vom Auszu-

bildenden aus einem von der Studierenden zu vertretenen Grund o-

der durch eine Eigenkündigung der Studierenden, die nicht durch ei-

nen wichtigen Grund gerechtfertigt ist. 

Die Richter des Bundesarbeitsgerichts hielten diese Regelung für zu 

eng gefasst. Denn nach dem Vertrag entfällt die Rückzahlungspflicht 

nur, wenn ein „wichtiger Grund“ vorliegt. Andere Kündigungsgründe, 

die im Verantwortungsbereich des Arbeitgebers liegen, bleiben un-

berücksichtigt. 

Die Klausel verpflichtet Studierende somit auch dann zur Rückzah-

lung, wenn sie kündigen, weil der Arbeitgeber sich vertragswidrig 

verhält – dieses Verhalten jedoch nicht schwerwiegend genug ist, 

um rechtlich als wichtiger Grund zu gelten. Dabei unterscheidet die 

Klausel nicht, ob die Ursache der Kündigung beim Arbeitgeber oder 

 
 



 

 

bei den Studierenden liegt. 

Eine Rückzahlungspflicht entfällt demnach nur, wenn der Studie-

rende infolge eines wichtigen Grundes berechtigt ist, den Ausbil-

dungs- und Studienvertrag zu kündigen. Im Übrigen sieht die Klausel 

eine Ausnahme von der Rückzahlungspflicht nicht vor. 

Dies gilt insbesondere auch für den Fall, dass die Beendigung des 

Vertragsverhältnisses durch ein vertragswidriges Verhalten des Ver-

wenders veranlasst wurde, das zwar nicht die Schwere eines wichti-

gen Grundes erreicht, dem Vertragspartner aber das Festhalten am 

Vertrag unzumutbar macht (z.B. Zahlungsverzug mit einem erhebli-

chen Teil des Ausbildungs- und Studienvertrags geschuldeten Stu-

dienentgelts). 

Achtung: Bestehende Verträge mit vergleichbaren Rückzahlungsklau-

seln sollten ggf. rechtlich überprüft werden. 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Wirksamkeit eines vor der Eheschließung 

geschlossenen Erbvertrags nach späterer 

Scheidung 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte zu entscheiden, ob ein mehrere 

Jahre vor einer Eheschließung geschlossener Erbvertrag aufgrund 

der späteren Scheidung unwirksam ist. Dabei handelte es sich um 

den nachfolgenden Sachverhalt: Im Jahr 1995 schlossen der Erblas-

ser und die Erblasserin, die zu diesem Zeitpunkt in einer nichteheli-

chen Lebensgemeinschaft lebten, einen Erbvertrag und setzten sich 

gegenseitig als Alleinerben ein. Zudem bestimmten sie den Sohn der 

Frau und die beiden Kinder des Mannes als Schlusserben. 

Im Jahr 1999 heirateten die Beiden und im Jahr 2021 wurde die Ehe 

geschieden. Während des Scheidungsverfahrens führten die beiden 

Verhandlungen über die Aufhebung des Erbvertrags aus dem Jahr 

1995. Zu Lebzeiten der Frau kam es jedoch zu keiner entsprechen-

den notariellen Urkunde. Nach dem Tod der Erblasserin sah sich der 

geschiedene Ehemann aufgrund des früher abgeschlossenen 



 

 

Erbvertrags als Erbe. Der Sohn der Verstorbenen vertrat dagegen die 

Auffassung, dass er das alleinige Erbrecht habe, da der Erbvertrag 

durch die Scheidung unwirksam geworden sei. 

Die BGH-Richter entschieden, dass sich die Erbfolge nach dem Erb-

vertrag aus dem Jahr 1995 richtet. Grundsätzlich ist eine letztwillige 

Verfügung, durch die der Erblasser seinen Ehegatten bedacht hat, 

unwirksam, wenn die Ehe vor dem Tod des Erblassers aufgelöst wor-

den ist. Das war hier jedoch nicht der Fall, denn zum Zeitpunkt der 

letztwilligen Verfügung bestand keine Ehe. 

 
Sonstiges 
Fahrt zur Tankstelle ist kein Arbeitsweg 

Eine Arbeitnehmerin wollte an einem Morgen von ihrem Wohnort 

mit dem Motorrad zu ihrer ca. 18 km entfernten Ausbildungsstätte 

fahren, zuvor aber noch ihr Motorrad an einer in entgegengesetzter 

Richtung gelegenen Tankstelle betanken, da ihr Bruder den Tank 

leergefahren hatte. Sie verunfallte noch vor Erreichen der Tankstelle. 

Ein Unfall auf dem Weg zu einer Tankstelle ist auch dann kein Ar-

beitsunfall, wenn dort Treibstoff für den sich unmittelbar anschlie-

ßenden Weg zur Arbeit getankt werden soll. Das gilt selbst dann, 

wenn erst bei Fahrtantritt festgestellt wird, dass ein Familienangehö-

riger den Tank leergefahren hat. Dies hat das Landessozialgericht Ba-

den-Württemberg (LSG) in einer Entscheidung klargestellt. 

Beim Tanken handelte es sich um eine rein privatwirtschaftliche Ver-

richtung, die nicht unter dem Schutz der Wegeunfallversicherung 

stand. Der Unfall hatte sich eben nicht auf dem unmittelbaren Weg 

zur Arbeit ereignet, sondern zu einem Zeitpunkt, als die Arbeitneh-

merin in die entgegengesetzte Richtung fuhr. Auch außergewöhnli-

che Umstände, die das Tanken in den gesetzlichen Unfallversiche-

rungsschutz gestellt hätten, lagen nicht vor. 


